
Interview  mit  einer  linken
Aktivistin in Sachsen
von Leonie Schmidt

Du  bist  linke  Aktivistin  in  Sachsen  und  das  scheint  ein
besonders hartes Pflaster dafür zu sein. Wurdest du schon
mal wegen deiner politischen Meinung angefeindet?
Ja, klar. Das ist leider eine Sache, die mit dem Rechtsruck einhergeht. Rechte
Meinungen  werden  salonfähiger  und  dementsprechend  kommt  es  auch
immer mehr bei  jungen Leuten an.  Im Osten haben wir auch mit  einem
gewissen Antikommunismus zu kämpfen, weil manche Leute denken, dass
wir uns DDR und Stasi zurückwünschen, aber das hat für uns nichts mit
Kommunismus zu tun!

Welche  Erfahrungen  hast  du  mit
Lehrer_Innen/Ausbilder_Innen,  die  von  deinem  Aktivismus
mitbekommen haben?
Bisher  eigentlich  nur  gute.  Klar  stehen  sie  dem  etwas  misstrauisch
gegenüber  aber  beispielsweise  wurde  uns  von  einer  Lehrerin  sogar
angeraten zu den „Fridays For Future“-Demos zu gehen. Bei Freund_Innen
sieht das anders aus. Denen werden vom Direktor Repressionen angedroht,
wenn  sie  in  der  Schule  Flyern  oder  versuchen,  Schüler_Innenkomitees
aufzubauen.  Dagegen  müssen  wir  solidarisch  zusammenhalten  und
ankämpfen!

Wie  reagieren  deine  Freunde  darauf,  wenn  du  ihnen  von
deiner politischen Meinung und Ansichten erzählst?
Die meisten sind schon interessiert und haben Bock, mit auf Demos oder
Treffen zu kommen. Sicherlich gibt es dumme Kommentare, wenn Treffen
und Demos plötzlich vor Chillen im Park geht. Aber wir machen Politik nicht
zum Spaß, sondern weil  sie notwendig ist!  Deshalb mache ich Politik im
Freundeskreis.  Auch wenn sich Leute falsch verhalten,  also zum Beispiel
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sexistische  oder  rassistische  Kommentare  ablassen,  muss  man  darauf
eingehen  und  darüber  diskutieren.

Rechte Übergriffe werden mehr. Verzichtest du teilweise auf
die Teilnahme an Demos, weil du Angst hast, angefeindet zu
werden?
Eigentlich gehe ich sehr offen mit meiner Meinung um. Ich versuche aber
trotzdem, vorher einzuschätzen, wie Leute drauf reagieren könnten oder ob
sie  bestimmte  Symbole  tragen,  welche  darauf  schließen  lassen,  dass  es
gefährlich sein könnte, meine Meinung zu äußern. Oftmals ist aber nicht nur
körperliche Gewalt durch Nazis ein Problem, es kann auch sein, dass man
von  anderen  „linken“  Menschen  ausgegrenzt,  aus  Bündnissen  oder  von
Demos geschmissen wird, wenn man öffentlich den Staat Israel und seine
Politik kritisiert und mit  unterdrückten Palästinenser_Innen solidarisch ist.
Dies kommt meist von Antideutschen.

Also sind nicht nur Rechte und Nazis ein Problem sondern
auch vermeintlich linken Antideutschen?
Total. Leider sind sie aber überall dabei und können mit einem gepfefferten
Antisemitismusvorwurf viele eher bürgerliche Linke in ihr Boot holen. Viele
sagen dann, sie reden mit uns erst gar nicht, weil wir radikale Islamist_Innen
(also die Hamas) und Antisemit_Innen unterstützen würden. Was natürlich
Quatsch ist.

Und wie behindert dich das in deiner politischen Arbeit?
Es  kommt,  wie  bereits  erwähnt,  hauptsächlich  zu  Ausschlüssen  und
Gerüchten.  Aber  uns  wurde  auch  mit  körperlicher  Gewalt  gedroht.  Wir
wurden auch schon von solchen Leuten auf offener Straße angespuckt. Auch
in anderen Städten werden einzelne Aktivist_Innen gezielt angegriffen und
Veranstaltungen müssen vor Antideutschen geschützt werden.

Wie reagierst du in solchen Situationen?
Ganz wichtig:  Ob Faschos oder vermeintliche Linke,  die einen bedrohen:
Ruhig  bleiben  und  sich  nicht  einschüchtern  lassen.  Wenn  man  in  einer
Gruppe  unterwegs  ist,  sollte  man  kollektiv  reagieren.  Also  kollektive



Selbstverteidigung oder eben kollektives Zurückpöbeln. Wenn man alleine
ist,  kann man eher weniger machen,  außer sich vielleicht  Gesichter und
Namen merken. Wichtig ist, solche Angriffe öffentlich zu machen und sich
mit anderen angegriffenen Gruppen zusammenzuschließen.

Warum nicht einfach ohne Flyer und Fahne auf die Demo?
Ich bin ja nicht nur auf einer Demo, um ein Zeichen setzen. Es geht darum,
Leute für seine Politik zu gewinnen und eine breite Bewegung aufzubauen.
Das  geht  super  auf  Demos,  weil  da  viele  junge  politisch  interessierte
Menschen sind, aber es geht nur mit inhaltlichem Input wie Zeitungen und
einem  klaren  Erkennungsbild  wie  Fahnen.  Wenn  Jugendliche  zur  Demo
kommen, um bei uns mitzulaufen, wäre es doch mega bescheuert, die Fahnen
zu Hause zu lassen.

Warum bist du politisch aktiv?
Ich bin der Meinung, dass wir nur alle zusammen etwas erreichen können. So
wie  unsere  Welt  zurzeit  aussieht,  kann  sie  nicht  bleiben.  Unser
Wirtschaftssystem beutet  nicht  nur  uns  aus,  sondern  auch  Menschen  in
Halbkolonien,  es  gibt  Geflüchtete,  die  Schutz  vor  Krieg  und  Verfolgung
suchen, aber alles, was ihnen entgegenschlägt, sind Hass und Rassismus.
Frauen* und LGTBIA* Menschen werden weiterhin unterdrückt, verfolgt und
ihrer Rechte beschnitten. Die Umwelt wird im Kapitalismus immer weiter
zerstört werden. Ich bin sicher, dass wir in einer solidarischen, das heißt
sozialistischen Zukunft  leben können. Bloß wird uns das nicht geschenkt
werden, denn die Herrschenden hätten da etwas dagegen. Deswegen müssen
wir  dafür  kämpfen  und  selbst  aktiv  werden.  Wir  brauchen  eine  breite
Massenbewegung und da zählt jede_R Einzelne! Und nur weil es ein paar
Rückschritte, Angriffe oder Repressionen gibt, heißt es keinesfalls, dass wir
aufgeben sollten! Wir sollten uns zwar immer kritisch selbst hinterfragen,
aber  definitiv  nichts  einfach  hinschmeißen,  nur  weil  es  sich  anfühlt,  als
würden zurzeit  nicht  so  viele  Menschen unsere  Ideen  teilen.  Denn:  Wir
Jugendlichen haben nichts zu verlieren außer unserer Ketten!



Fridays  for  Future:
Systemwechsel  statt
Klimawandel!
von Jan Hektik

Hunderttausende  SchülerInnen  streiken  und  demonstrieren  Freitag  für
Freitag  weltweit  gegen  die  drohenden,  katastrophalen  Folgen  des
Klimawandels.  Allein  am 15.  März,  dem bislang  größten  internationalen
Aktionstag, beteiligte sich über eine Million Jugendliche in mehr als 100
Ländern. Allein in Deutschland hatten rund 300.000 Besseres zu tun, als in
die  Schule  zu gehen.  In  zahlreichen anderen europäischen Hauptstädten
waren Zehntausende auf den Beinen: 50.000 in Paris,  30.000 in Brüssel,
25.000  in  Berlin.  Die  Dynamik  und  die  Stärken  der  Bewegung,  ihr
unglaubliches Potential liegen auf der Hand. Erstens greift sie ein reales
Menschheitsproblem auf, eine der großen Überlebensfragenfragen des 21.
Jahrhunderts.  Zweitens  agiert  die  Bewegung  als  internationale,
grenzübergreifende  Kraft.

Entstehung
„Fridays for Future“ entstand um die Aktivistin Greta Thunberg, die sich sehr
medienwirksam  gegen  den  Klimawandel  ausgesprochen  hat  und
PolitikerInnen  regelmäßig  zum  entschiedenen  Handeln  auffordert.  Ihre
Initiative stieß, sicherlich für viele überraschend, weltweit auf Widerhall. Seit
Monaten ist sie ständig angewachsen mit einem vorläufigen Höhepunkt am
15. März. Weitere bundesweite und internationale Aktionstage sind geplant,
der nächste am 26. April. Außerdem ist für den 27. September ein weltweiter
Generalstreik  (Earth  Strike)  gegen  Klimawandel  im  Gespräch.Damit
übertrifft sie schon jetzt die Bildungsstreikbewegung vor einigen Jahren, die
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in Deutschland auf ihrem Höhepunkt 200.000 bis 300.000 SchülerInnen und
Studierende mobilisierte. Die großen Proteste sind von einer starken Neugier
und einem Willen gekennzeichnet, die Welt mit dem Wissen zu verändern,
dass es bald zu spät sein könnte. Damit bietet sie unglaubliche Potentiale,
vor allem, weil die führenden bürgerlichen PolitikerInnen in der Zwickmühle
stecken.  Einerseits  sind  die  Ängste  der  Fridays-for-Future-Bewegung gut
begründet. Nur fanatische und phantastische Rechte wie Trump oder die AfD
können sie als „Klimaschwindel” oder Panikmache abtun – und zeigen damit
einmal  mehr,  welches  Sicherheitsrisiko  diese  Leute  für  die  Menschheit
darstellen. Der Mainstream der bürgerlichen Politik hingegen hat erkannt,
dass  die  Bewegung  breit  aufgestellt  ist,  so  dass  man  sie  nicht  einfach
diffamieren kann.  Dabei  spielen Kanzlerin  Merkel  oder  Umweltministerin
Schulze ein doppeltes Spiel. Einerseits sehen sie sich gezwungen, sich positiv
auf die Bewegung zu beziehen, andererseits müssen sie aber auch dafür
sorgen, dass sie folgenlos bleibt. Schließlich soll der Klimaschutz die heiligen
Profite  der  deutschen  Energie-  und  Autoindustrie  nicht  gefährden.
Schließlich  sollen  die  Kosten  für  die  Klimakatastrophe  und  etwaige
Reparaturmaßnahmen  nicht  die  Konzerne,  sondern  die  Masse  der
Bevölkerung  zahlen.  Nicht  die   imperialistischen  Mächte,  die
HauptverursacherInnen  der  Umweltprobleme,  sondern  die  ArbeiterInnen,
BäuerInnen und die Länder der sog.  „Dritten Welt”  sollen die Hauptlast
bürgerlicher „Umweltpolitik” schultern.

Eine Sache für Profis?
So versuchen sich PolitikerInnen wie Angela Merkel oder Lindner in einem
Spagat. Sie lösen das Problem wie folgt: Während sie sich für die Ziele der
Bewegung aussprechen, kritisieren sie das Fernbleiben von der Schule und
versuchen  den  Protest  über  die  Thematisierung  von  Nebensachen  zu
delegitimieren.  So  FDP-Vorsitzender  Lindner:  „Von  Kindern  und
Jugendlichen kann man aber nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen
Zusammenhänge,  das  technisch Sinnvolle  und das ökonomisch Machbare
sehen,  das  ist  eine  Sache  für  Profis“.Eine  Sache  für  Profis  also,  Herr
Lindner?  Was  haben  diese  sogenannten  Profis  denn  bitte  in  Sachen
Klimaschutz in  den letzten 50 Jahren erreicht? Nichts!  Diese Profis  sind



entweder nicht fähig oder nicht gewillt, etwas zu ändern und wir haben keine
Zeit mehr, darauf zu warten, dass auch VW erkennt, dass man auf einem
zerstörten Planeten niemanden findet, der Autos kauft. Wir könnten einen
Dreijährigen mit der Lösung dieser Aufgabe beauftragen und er könnte nicht
weniger Sinnvolles zum Klimaschutz beitragen als die ExpertInnen und Profis
des Herrn Lindner! JedeR RevolutionärIn muss Fridays for Future gegen
solche bevormundenden und herabwürgenden Aussagen verteidigen! Alleine
der mediale Rummel um das „Schule Schwänzen“ verdeutlicht doch, dass der
Schulstreik die richtige Entscheidung war. Was sind ein paar Fehlstunden
gegen die drohende Überschwemmung und Verwüstung eines Großteils der
Erdoberfläche? Auch ein Lindner müsste das einsehen. Oder geht es ihm am
Ende  gar  nicht  darum,  sondern  um  die  Frage  der  wirtschaftlichen
Interessen? Betrachten wir seine Aussage noch einmal. Was ist eigentlich
dieses  „Ökonomisch  Machbare“?  Ökonomisch  machbar  wäre  es  ja,  z.  B.
durch die Besteuerung der Reichen, der Industrie, des Großhandels und des
Finanzkapitals  –  also  der  HauptverursacherInnen  der  drohenden
Klimakatastrophe  –  den  Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs auf Schienen voranzutreiben und deren Benutzung kostenlos
zu  machen.  Würde  man  al leine  die  großen  Konzerne  und  die
GroßvermögensbesitzerInnen  massiv  besteuern,  wären  Milliarden  und
Abermilliarden verfügbar. Solche Maßnahmen, die sich gegen das Kapital
r ichten,  gelten  Herrn  Lindner  als  f leißigem  Lobbyisten  der
Besserverdienenden freilich als „ökonomisch nicht machbar”.  Er ist  nicht
schlauer als die SchülerInnen, die jeden Freitag auf die Straße gehen. Er und
die gesamte bürgerliche Elite vertreten vielmehr ganz andere Interessen,
nämlich die all jener, die von einem Wirtschaftssystem profitieren, das die
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zerstört,  den von Menschen
verursachten Klimawandel in beängstigendem Tempo voranschreiten lässt.

Kohlekommission und Konzerninteressen
Und um zu verdeutlichen, dass für die deutsche Regierung die Interessen des
Großkapitals  wichtiger sind als  die Frage der Umwelt,  werfen wir  einen
kurzen Blick auf die sog. Kohlekommission. Allein die Bewertungsmaßstäbe
machen schon deutlich,  woher  der  Wind weht.  Es  werden hier  folgende



Maßstäbe  nebeneinander  angesetzt:  „Umweltverträglichkeit,
Versorgungssicherheit ,  Wirtschaft l ichkeit  (Bezahlbarkeit ,
Wettbewerbsfähigkeit,  Energieinfrastruktur,  Planungs-  und
Rechtssicherheit.) Das Ding ist jetzt aber Folgendes: Natürlich hat auch die
norma le  Bevö lkerung  e in  g rundsä t z l i ches  In te resse  an
Versorgungssicherheit,  Energieinfrastruktur und einer gewissen Planungs-
und Rechtssicherheit. Aber de facto sind dies alles Umschreibungen für die
Frage der Wirtschaftlichkeit (= Gewinnträchtigkeit, Profitabilität) aus Sicht
der Konzerne.  Die Stromversorgung der Bevölkerung ist  nicht  gefährdet,
wenn der Stromverbauch der Konzerne verteuert wird, wenn Subventionen
gestrichen werden,  erst  recht nicht durch einen geplanten und gezielten
Ausstieg aus umweltschädlicher Energieproduktion (Kohle,  Kernkraft).  Im
Gegenteil,  die  Wettbewerbsfähigkeit,  die  zunehmende  Konkurrenz  und
Marktwirtschaft, der Kampf um Profite führen zu größerer Unsicherheit der
Versorgung – und zugleich zu größerer Umweltunverträglichkeit. Konkret hat
die Kohlekommission den Ausstieg aus der Braunkohleverstromung für 2
Jahrzehnte „gestreckt”,  die Energiekonzerne großzügig entschädigt – und
das mit Zustimmung aller Regierungsparteien, aber auch von Grünen, FDP
und Naturschutzorganisationen wie NaBu und BUND!

Was wird gebraucht?
All  diese  Beispiele  verdeutlichen,  dass  die  Umweltfrage  die  nach  der
Organisation  der  Wirtschaft  aufwirft.  Niemand  kann  leugnen,  dass  die
Rettung der Umwelt  international  geschehen muss,  keine noch so grüne
nationale  Wirtschaftspolitik  kann erfolgreich  sein.  Weiterhin  wirft  es  die
Frage auf, welche Interessen und Bedenken zu berücksichtigen sind. Für die
deutsche Regierung sind dies offensichtlich die Profite der Großkonzerne.
Dies  zeigt  vor  allem eines:  auch  wenn  die  Linke  sich  immer  mehr  von
Klassenpolitik  verabschiedet,  die  Regierung  tut  dies  nicht!  Und  eine
Bewegung, welche die Klimakatastrophe stoppen will, muss sich deshalb auf
Klassenpolitik stützen. Die Verantwortlichen werden auf keine Apelle, Bitten
oder Ähnliches reagieren. Klimaschutz muss erkämpft werden – oder er wird
nicht stattfinden! Hierfür wäre auch ein gemeinsamer Kampf von Fridays for
Future und anderer Umweltbewegungen mit den Gewerkschaften nötig. Um



die Macht der Konzerne zu brechen und eine vernünftige, an den Interessen
der  Masse der  Bevölkerung orientierte  Politik  durchzusetzen,  braucht  es
nicht nur Demonstrationen und befristete Streiks an Schulen und Unis. Wir
brauchen politische Massenstreiks,  um die  entschädigungslose  Enteigung
der Energiekonzerne, der Großindustrie, des Verkehrswesens und anderer
zentraler Teile der Wirtschaft unter ArbeiterInnenkontrolle durchzusetzen.
Nur so kann ein nachhaltiger Plan zur Reorganisation der Produktion im
Interesse von Mensch und Umwelt durchgesetzt werden. Gleichzeitig kann
ein  effektiver  Klimaschutz  nur  stattfinden,  wenn  auch  Alternativen
geschaffen werden. Ein ausgebauter kostenloser öffentlicher Nahverkehr, die
Verlagerung der Produktion nach der Maßgabe, Transportwege zu kürzen,
die  Offenlegung  der  Geschäftsgeheimnisse  und  Patente  sind  notwendige
Maßnahmen, dies zu garantieren. Vor allem in der Frage umweltfreundlicher
Produktion ist der Kapitalismus mit seinen Patenten und der Konkurrenz um
Technologie,  Marktanteile  und  Profite  ein  Hemmnis,  welches  verhindert,
dass  die  weltweite  Produktion  unter  den  technisch  besten  und
umweltfreundlichsten  Bedingungen  stattfinden  kann.  Zweifellos  muss  für
Reformen,  erste  Schritte  und  unmittelbare  Maßnahmen  bereits  im
Kapitalismus gekämpft werden – eine endgültige Lösung bietet jedoch nur
eine weltweite demokratisch organisierte Planwirtschaft.

Was fordert Fridays for Future?
Wenn es um die Frage des Kapitalismus, der Ursachen der Umweltprobleme
geht, zeigen sich jedoch auch die Schwächen von Fridays for Future, die wir
überwinden wollen und müssen.  Zur Zeit  sehen wir  wenig davon in der
Bewegung. Viele der Aktionen und Demonstrationen beschränken sich auf
Appelle  an  „die  PolitikerInnen“,  die  Parlamente,  Regierungen  und
internationale Institutionen  wie EU, UNO. Politisch betrachtet entspricht das
der Politik der Grünen! Die Entscheidungen in Fridays for Future werden
überwiegend  von  Mitgliedern  der  Grünen,  des  BUND,  des  NaBu,  von
Greenpeace  oder  anderen  NGOs  getroffen.  Ein  Bündnis  mit  den
Gewerkschaften oder  überhaupt  einen Bezug auf  die  ArbeiterInnenklasse
streben  diese  Kräfte  nicht  an  und  die  Führung  von  Fridays  for  future
versucht mit Flyerverboten und gezieltem Vorziehen der NGO-Mitglieder auf



Ortsgruppentreffen  die  Kontrolle  über  die  Bewegung  zu  behalten.  Diese
undemokratische  und  ausgrenzende  Politik  stößt  auch  bei  vielen
AktivistInnen  auf  Unmut.  Damit  dieser  nicht  verpufft,  treten  wir  für
demokratische Strukturen für alle UnterstützerInnen von Fridays for Future,
für eine offene politische Diskussion über die Strategie und Zukunft  der
Bewegung ein. Zur Zeit ist die Bewegung zwar von linksbürgerlichen und
kleinbürgerlichen Kräften geführt. Aber das muss nicht so sein. Die Grünen
haben in den letzten Jahren immer wieder bewiesen, dass ihre Umweltpolitik
vor allem kapitalverträglich sein soll. Heute betrachten sie die Bewegung als
Mittel, möglichst viele Stimmen bei den EU-Wahlen abzugreifen und geben
sich als UnterstützerInnen der Bewegung. Doch gestern erst haben sie dem
Kohlekompromiss zugestimmt. Nach dem Ende der Großen Koalition im Bund
bilden sie womöglich mit CDU/CSU die nächste Regierung. Solche Kräfte
dürfen nicht bestimmen, wer welche Fahne bei den Demos trägt und welche
politische Richtung sie einschlägt. Von einem Kampf gegen den Kapitalismus
wollen die Grünen und die NGOs längst nichts mehr wissen. Diese Politik
steht  letztlich  im  Widerspruch  zu  den  Interessen  von  Millionen  aktiven
Jugendlichen.  Daher  treten  wir  für  eine  klassenkämpferische,
antikapitalistische Perspektive ein und tragen diese in die Bewegung. Alle
Kräfte,  die  das  auch  wollen,  sollten  sich  dazu  zusammenschließen,  um
Fridays  for  Future  zu  demokratisieren,  Basisstrukturen  an  den  Schulen
aufzubauen  und  aktiv  Bündnisse  mit  den  Gewerkschaften  zu  suchen.  In
Ländern wie Belgien und Frankreich haben Gewerkschaften zu den Streiks
aufgerufen – das brauchen wir auch in Deutschland! Denn wenn wir den
Klimawandel  wirklich  stoppen  wollen,  dürfen  wir  nicht  nur  seine
Auswirkungen bekämpfen,  wir  müssen seine Ursache angehen –  und die
heißt Kapitalismus!

 

Unsere Forderungen lauten deswegen wie folgt:

Systemwechsel statt Klimawandel!



Entschädigungslose  Enteignung  und  Verstaatlichung
der  Energiekonzerne  und  ihrer  Netze  unter
ArbeiterInnenkontrolle!

Organisierter Ausstieg aus der Stromerzeugung mittels
hergebrachter  atomarer  Kernspaltung  und
Verbrennung  von  fossi len  Energieträgern!
Weiterbeschäftigung  der  Kraftwerksbeschäftigten  zu
gleichen Löhnen und Bedingungen!

Einheitlicher  Tarif  für  alle  Beschäftigten  in  dieser
Branche (Kohle, Atom, Windenergie etc.)!

ArbeiterInnenkontrolle  über  Betrieb,  Planung  und
Forschung  unter  Hinzuziehung  von  ExpertInnen,  die
das Vertrauen der Klasse genießen!

Offenlegung der Geschäftsgeheimnisse,  nicht nur der
wirtschaftlichen,  sondern  auch  der  technischen
(Patente…)  und  damit  Aufhebung  der  Konkurrenz
darum!

Weg mit den Rezepten des „grünen“ Kapitalismus und
dem  EEG-Flickwerk  (Zertifikate,  Ökosteuer,  EEG-
Umlage,  Stromsteuer) !  F inanzierung  des
Kohleausstiegs  durch  progressive  Steuern  auf
Einkommen,  Vermögen und Gewinne  statt  indirekter
Massensteuern!

Energiewende  heißt:  integrierter  Plan,  der  auch
Verkehr,  Landwirtschaft  und Industrie umfasst,  nicht
nur den Stromsektor!



Für  ein  Forschungsprogramm,  bezahlt  aus
Unternehmensprof iten  zur  Lösung  der  EE-
Speicherproblematik!

Für einen rationalen Verkehrsplan! Ausbau des ÖPNV
statt der Sackgasse Elektro-PKW! Güter und Menschen
bevorzugt auf die Schiene!

Weltweiter Plan zur Reparatur der Umweltschäden und
Angleichung der Lebensverhältnisse!

14.  November  –  Europaweit
Streiken!
Am  14.  November  wird  es  in  etlichen  Ländern  Südeuropas  einen
koordinierten Generalstreik gegen die Krise geben. Die ersten Zeichen
machen deutlich, dass die Krise auch nach Deutschland zurückkehrt. Daher
werden  in  mehreren  Großstädten  Solidaritätsdemonstrationen  am  14.
November von Solidaritäskomitees und Antikrisenbündnissen organisiert, an
denen sich auch REVOLUTION aktiv beteiligt. Wir veröffentlichen daher den
Bündnistext des Berliner Solidaritäskomitees für die Demonstration am 14.
November und rufen insbesondere alle Jugendlichen dazu auf, an diesem Tag
nicht nur solidarisch zu sein, sondern den Kampfgeist und die Militanz der
Südeuropäischen Jugend im Kampf gegen das Kapital nach Deutschland –
zurück ins Herzen der Bestie – zu tragen:

Auf  zum  Europäischen  Aktionstag!  Gemeinsam  gegen  die  Krise
kämpfen!

In  den  letzten  Monaten  hat  der  Druck  der  Troika  und  der  nationalen
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Regierungen  auf  die  arbeitende  und  arbeitslose  Bevölkerung,  die
Rentner_innen und die Jugendlichen in den südeuropäischen Ländern nicht
nachgelassen. Im Gegenteil: In Portugal, Spanien, Griechenland und anderen
Ländern sollen noch weitere Sparpakete durchgedrückt werden.

Gleichzeitig gibt es in all diesen Ländern weiterhin Widerstand. So gibt
es in Portugal die größten Mobilisierungen seit dem Ende der Diktatur

1974, welche sogar eine Rücknahme von Teilen des Spardiktats erkämpfen
konnten. In Griechenland fanden kürzlich die dritten Massendemonstrationen
seit dem Antritt der neuen Regierung im Juni statt, in Spanien reißen die
Mobilisierungen  ebenfalls  nicht  ab.  Und  sogar  in  Frankreich  und  in
Großbritannien gingen kürzlich zehntausende Menschen gegen Krise und
Fiskalpakt auf die Straße.

In dieser Situation wurde in Portugal und in Spanien für den 14. November
zu einem Generalstreik aufgerufen. Es folgte der Aufruf der griechischen
Gewerkschaften,  sowie  aus  Malta  und  Zypern.  Gleichzeitig  hat  der
Europäische  Gewerkschaftsbund  EGB  diesen  Tag  zum  europaweiten
Aktionstag erklärt. Auch in Italien und sogar in Großbritannien wird darüber
diskutiert,  sich  dem  Aufruf  zum  Aktionstag  des  Europäischen
Gewerkschaftsbundes  anzuschließen.

Es ist längst überfällig, auch in Deutschland gegen die Krise auf die Straße
zu  gehen!  Griechenland  und  Spanien  sind  die  Experimentierfelder  für
neoliberale Krisenlösungen, die früher oder später auch hier in Deutschland
eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio. Menschen in Deutschland mit
einem  Existenzminimum  am  Rand  der  Gesellschaft.  Allein  die  jetzige
Solidarität  und  der  gemeinsame  Kampf  mit  unseren  Kolleginnen  und
Kollegen in Griechenland,  Spanien und europaweit  kann eine verschärfte
Attacke auf die sozialen Errungenschaften in Deutschland verhindern. Wir
brauchen  eine  starke  Protestbewegung,  mit  Demonstrationen  auf  den
Straßen und Streiks und Besetzungen in den Betrieben, die sich den Plänen
der  Banker_innen,  Konzernchef_innen  und  deren  Politiker_innen  zur
Abwälzung  der  Krisenkosten  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  in  Europa
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entgegenstellen.  Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international  wie  der
brutale soziale Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer
Regierungen. Höchste Zeit,  dass wir,  die lohnabhängige Bevölkerung, die
Jugend, die Erwerbslosen und die Rentner_innen, uns international zur Wehr
setzen.

Solidarität mit den Generalstreiks in Südeuropa!
Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Die Kapitalist_innen sollen ihre Krise selbst bezahlen!
Für einen Europaweiten Generalstreik!

Kundgebungen und Demonstrationen zum Europäischen Aktionstag
am 14.11.:

Berlin:

15.00 Uhr Kundgebung des DGB am Brandenburger Tor

16.30 Uhr Demonstration des Griechenland-Solidaritätskomitees, Startpunkt:
Pariser Platz/Brandenburger Tor, Endpunkt: Potsdamer Platz

Bremen:

Demonstration des DGB und des Anti-Krisenbündnisses

Auftakt: 17.30, Marktplatz; Abschluss: 19.00, DGB-Haus

Hamburg:

Solidaritätskundgebung DGB Hamburg: 17.00, Gänsemarkt

Kassel

Solidaritätskundgebung: 16.30 Uhr, Rathaus Kassel

München:

Solidaritätsaktion: 17.00 – 19.00, Wittelsbacher Platz



Stuttgart:

Kundgebung der IGM Stuttgart: 16.00 Uhr, Büchsenstraße/Kronprinzstraße

Kundgebung Anti-Krisenbündnis: 17.30 Uhr, Schlossplatz

Großbritannien nach den Riots –
Ein Land vor Entscheidungen
Am Donnerstag den 04. August wurde der 29-jährige Familienvater Mark
Duggan von der Polizei in Tottenham erschossen. Kurz darauf behauptete die
Polizei, dass sie Mark, in einer Schießerei, aus Notwehr erschossen hätte. Als
„Beweis“  legte  sie  ein  Funkgerät  mit  einer  eingeschlagenen  Kugel  im
Gehäuse vor. Wie sich später herausstellen sollte, gab es keine Schießerei.
Es gab keine Notwehr. Der Einschlag in dem Funkgerät wurde nachträglich
durch eine Feuerwaffe der Polizei verursacht! Mark Duggan wurde mit zwei
Schüssen in Brust und Schulter kaltblütig ermordet.

Die  Gemeinde,  aus  der  Mark  stammte,  organisierte  daraufhin  am
Samstag, den 06. August eine Demonstration zur örtlichen Polizeistation

in Tottenham. Sie glaubte den Lügen der Polizei über Mark Duggan´s Tot
nicht.  Als  auf  der  Demonstration  vor  der  Polizeistation  ein  16-jähriges
Mädchen von einer Gruppe Polizisten brutal zusammengeschlagen wurde,
eskalierte die Situation.

Der  unartikulierte  Ärger  brach  sich  in  Ausschreitungen  seine  Bahnen!
Während der „London Riots“, die sich auf Städte, wie Birmingham, Leeds,
Manchester, Bristol und Nottingham ausweiteten, wurden Polizeistationen,
aber auch Wohnhäuser in Brand gesetzt. Läden und Supermärkte wurden
geplündert und es kamen vier weitere Menschen, drei in Birmingham und
eine in London, um ihr Leben.
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Während auch kriminelle Gangs in die Geschehnisse verwickelt waren,
waren die „Riots“ vor allem ein Ausdruck von Wut und der Armut vieler
Jugendlicher in den Arbeitervierteln. Dazu meinte Simon Hardy, Mitglied von
Workers Power (UK) „Die Situation der Jugendlichen und der Arbeiter in
Großbritannien  war  bereits  vor  der  Krise  schlecht.  Doch  durch  die
Kürzungen und die unsoziale Politik der Konservativ-Liberalen Koalition ist
sie unerträglich geworden. Die jetzigen Ausschreitungen sind keine Antwort
auf die Probleme. Aber sie drücken sie aus!“

So wurden in den Abteilungen des öffentlichen Dienstes mindestens 40% des
Budgets gekürzt. Über 150´000 Beschäftigte werden noch in den nächsten
Monaten ihre Jobs im öffentlichen Sektor verlieren. Was sie dann erwartet,
ist ein ungefähres Arbeitslosengeld von 70 Pfund in der Woche. Verglichen
mit den geschätzten 85 Milliarden Pfund, die die Regierung in den nächsten
vier Jahren Einsparen will, erscheinen die 100 Millionen Pfund Schaden, die
durch die „Riots“ verursacht wurden, daher beinahe lächerlich.

Die Reaktionen der Medien, der Regierung und der Polizei waren wie
erwartet,  aber dennoch erschreckend! Anstatt über die Hintergründe
der Ausschreitungen zu reden, beschäftigte man sich damit, die Jugend als
verwahrlost  und  die  Plünderer  als  Tiere  darzustellen.  Ein  britischer
Historiker ging soweit, zu behaupten, dass das Problem die „Weißen seien,
die schwarz geworden wären“. Kurzerhand wurde, zum ersten mal in der
Geschichte Englands, der Einsatz von Wasserwerfern und Gummigeschossen
gestattet.  In  Regierungskreisen  dachte  man sogar  über  den  Einsatz  des
Militärs nach. Die Aktionen der Regierung waren keinesfalls zum Schutz der
Bevölkerung gedacht, sondern der Wahrung des Gewaltmonopols des Staates
und der Sicherung des bürgerlichen Privateigentums.

In Brixton, wo die Erinnerung an die dortigen Ausschreitungen der 80er noch
tief im Bewusstsein der Gemeinde verankert war, in deren Folge über 80%
der  Haustüren  durch  die  Polizei  bei  Hausdurchsuchungen  eingetreten
wurden,  verweigerten  die  Einwohner  der  Polizei  den  Eintritt  zu  ihrem
Stadtteil,  indem  sie  sich  mit  der  Aussage  „We´ll  handle  it  our  own!“
verbarrikadierten.
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Ein Bewusstsein, dass begreift, dass Polizei und Regierung nicht die Freunde
im Alltagsleben  der  Bevölkerung  sind.  In  einer  anderen  Stadt,  wo  zwei
Jugendliche zu „Riots“ aufgerufen hatten (es fanden danach keine Riots statt)
wurden  die  beiden  zu  vier  Jahren  Haftstrafe  verurteilt,  während  die
Polizisten, die zu Morden an politischen Aktivisten der Anti-Krisen-Bewegung
aufgerufen hatten, immer noch unbehelligt ihrem „Job“ nachgehen.

Eines ist klar – Die Ausschreitungen haben England verändert. Wir lehnen
entschieden die reaktionäre Stimmungsmache der Politiker ab! Nichts desto
trotz sind wir der Meinung, dass die Plünderungen und die Ausschreitungen
keine  Antwort  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  darstellen!  Sie  waren  ein
Ausdruck der Verzweiflung, zum Teil waren sie auch kriminell motiviert. Die
große  Gefahr  ist  jetzt  aber,  dass  die  Arbeiterklasse  durch  die
Stimmungsmache gespalten wird. Nicht zuletzt, weil sich Labour (britische
Arbeiterpartei) und viele Gewerkschaftsführer, in dieser Frage, auf die Seite
der  Regierung  stellen.  Sie  wollen  den  Zusammenhang  zwischen
Polizeigewalt, Kürzungen, Verarmung und den Ausschreitungen nicht sehen.

Die  Führer  der  bürgerlichen  sehen  den  Zusammenhang.  Und  sie
versuchen ihn zu verschleiern. Ihre Antwort ist – Generalangriff auf die

Rechte  der  Arbeiterklasse!  Ein  Angriff,  der  nicht  nur  in  Großbritannien
forciert wird, sondern der überall in Europa von statten geht. David Cameron
meinte dazu „Es geht nicht um Armut, es geht um Kultur. Das Problem ist
eine Kultur, die Rechte fordert, aber nicht über Verantwortung spricht. Eine
Kultur, die Gewalt verherrlicht und keine Autoritäten kennt.“

Diese Rede war purer Hohn, wenn man daran denkt, dass es die britische
Regierung ist, die Krieg in Afghanistan und Irak führt. Ihre Polizei hat seit
1990 knapp 1000 Tote zu Verantworten.  Ihre Politik  ist  eine Politik  der
Kürzungen, eine Politik der Gewalt. Sie will die Rechte der Arbeiter_innen
und der Jugend zerschlagen und beklagt sich über den fehlenden Respekt
dafür.  Und  zuletzt  behauptet  sie,  das  die  wahren  Schuldigen  nicht  die
Regierung,  sondern  die  Arbeiter  und  Jugendlichen,  mit  einer  verrohten
Kultur, wären.

Dennoch war die Rede ein gefährliches Zeichen. Ein Zeichen dafür, dass die
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Regierung die Kürzungen und sozialen Angriffe durch repressive Gesetze und
ausgeweitete Polizeibefugnisse,  unter dem Vorwand der Ausschreitungen,
schützen  will.  Die  konservative  Innenministerin  Theresa  May  hat  zum
Beispiel über Ausgangssperren für Jugendliche unter 16 Jahren ab 21 Uhr
nachgedacht. Das würde praktisch bedeuten, dass Jugendliche kaum noch zu
politischen Treffen oder Demonstrationen gehen könnten, geschweige denn
feiern zu gehen oder sich mit Freunden zu treffen.

Unsere Antwort  muss die geeinte Aktion der Arbeiterklasse und der
Jugend sein. Die gemeinsame Aktion gegen die Kürzungen, gegen den
Versuch,  die  Befugnisse der  Polizei  auszudehnen und repressive Gesetze
durchzusetzen.  In  diesen  Kampf  müssen  die  Arbeitergemeinden  und  vor
allem Parteien  wie  Labour,  sowie  die  Gewerkschaften integriert  werden.
Zwar werden sich ihre reformistischen Führer, wie Ed Milliband, verweigern.
Sie werden sogar versuchen den Kampf zu manipulieren. Aber letztlich geht
es  darum  die  Klasse  in  den  gemeinsamen  Auseinandersetzungen  für
revolutionäre  Forderungen  und  eine  kämpferische  Praxis  zu  gewinnen.

In diesem Kampf kann und darf sich die Arbeiterklasse nicht auf die
Polizei  verlassen.  Sie  braucht  eigene  Schutzorgane  –  Sei  es  auf

Demonstrationen, bei Streiks oder im eigenen Stadtbezirk, wenn die eigene
Infrastruktur gefährdet ist. Die Brixtoner haben das, wenn auch unbewusst,
begriffen.

Die Arbeiterbewegung, die Jugendlichen und alle Betroffenen, müssen das
begreifen, wenn sie im Herbst, in einer erneuten Welle von Demonstrationen,
Streiks und Massenversammlungen – letztlich einem dringend notwendigen
Generalstreik, der die Regierung und ihre Kürzungen stürzen kann – in die
Konfrontation mit der Regierung und dem Staat geraten.

Wir schlagen daher folgende Forderungen vor:

Gegen Polizeigewalt  –  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  Polizeirazzien  in  den
Arbeitervierteln!
Für  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Polizeigewalt,  Kriminalität
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und  Plünderung,  die  von  den  Gemeinden  und  der  lokalen
Arbeiterbewegung
kontrolliert werden!
Schluss mit dem perversen Aburteilen, der Festgenommenen, kein
Vertrauen  in  die  Polizei  und  die  bürgerlichen  Gerichte!  Für  die
Aufklärung  der  Morde  und  Verbrechen,  durch  unabhängige
Komitees,  die  durch  die  Gemeinden,  Angehörigen  und  die
Arbeiterbewegung  geleitet  werden!
Bekämpft  die  Ursachen  für  Armut  und  Rassismus  –  Für
Massenversammlungen,  Demonstrationen,  Streiks  und  einen
unbefristeten  Generalstreik  der  Arbeiter_innen  und  ihrer
Organisationen gegen Kürzungen, Armut und Arbeitslosigkeit! Für
die Organisation der Arbeitslosen in den Gewerkschaften!
Für  Investitionen  in  den  Ausbau  der  Infrastruktur,  von  Schulen,
Krankenhäusern, Kultur- und Sporteinrichtungen, sowie den Bau von
sozialen  Wohnhäusern!  Finanziert  durch  die  Besteuerung  der
Reichen und kontrolliert durch Komitees der Anwohner_innen und
Organisationen der Arbeiterbewegung!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf! Für einen Mindestlohn von 10
Pfund in der Stunde!
Für die entschädigungslose Verstaatlichung von Unternehmen, die
Standorte  schließen  oder  ihre  Belegschaft  entlassen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!
Vertreibt die Faschist_innen! Die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innenviertel nicht. Sie
suchen sie mit Gewalt und Rassismus heim!


